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Im Rahmen der integrier-
ten Versorgung nach den 
§§ 140 a ff. SGB V werden
zwischen dem Arzt und der
Krankenkasse Verträge ab-
geschlossen, nach denen die
Krankenkasse dem Arzt für
die Behandlung der Patien-
ten eine Fallpauschale zahlt,
die sowohl die medizinische
Betreuung als auch die Ab-
gabe von Arznei- und Hilfs-
mitteln abdeckt. Diese Pau-
schale ist damit Vergütung
sowohl für freiberufliche als
auch für gewerbliche Tätig-
keiten.Soweit diese Fallpau-
schalen mit Gemeinschafts-
praxen vereinbart werden,
stellt sich die Frage,ob es auf-

Im Rahmen der Influen-
za-Pandemieplanung hat das
Land NRW circa 6,4 Millio-
nen Therapieeinheiten (TE)
antiviraler Arzneimittel ein-
gekauft. Es sind die Ferti-
garzneimittel Relenza® und
Tamiflu® und der Wirkstoff
des Fertigarzneimittels Ta-
miflu®,Oseltamivir,aus dem
die Apotheken entsprechen-
de Lösungen herstellen.Der
Anteil dieses Wirkstoffes am
Gesamteinkauf beträgt 4,85
Millionen TE.

Diese Arzneimittel sol-
len im Pandemiefall nach
Vorlage ärztlicher Rezepte
durch die Apotheken abge-
geben werden.

Das Ministerium für Ar-
beit,Gesundheit und Sozia-
les des Landes Nordrhein-
Westfalen (MAGS) bittet
darum,die Ärzteschaft über
die nachfolgenden Verord-

INFLUENZA-PANDEMIEPLANUNG NRW

Verordnung der Oseltamivir-
Lösung im Pandemiefall

nungsvorschläge zu infor-
mieren:
Oseltamivir-Lösung zu 15 mg/
ml für Erwachsene 50 ml

Dosierung 2 x tgl. 5 ml
über einen Zeitraum von
5 Tagen zu den Mahlzei-
ten einnehmen

Oseltamivir-Lösung zu 
15 mg/ml für Kinder 30 ml

Dosierung 2 x tgl. 3 ml
über einen Zeitraum von
5 Tagen zu den Mahlzei-
ten einnehmen

In diesem Zusammenhang
macht das MAGS darauf
aufmerksam, dass wissen-
schaftlichen Erhebungen zu-
folge medizinisches Perso-
nal nicht in ausreichendem
Maße von der saisonalen In-
fluenzaschutzimpfung Ge-
brauch macht.

Dr. Brigitte Hefer,
Ärztekammer Nordrhein

OLG MÜNCHEN

Kritik an Arztrechnung erlaubt
Ein privater Krankenver-

sicherer ist grundsätzlich be-
rechtigt, seinen Versiche-
rungsnehmern Empfehlun-
gen und Hinweise zu Arzt-
abrechnungen zu geben.
Der Versicherung oblägen
gegenüber ihren Versiche-
rungsnehmern Aufklärungs-
und Beratungspflichten,die
auch die Beanstandungen

ärztlicher Honorarrechnun-
gen rechtfertigten.Eine Dis-
kreditierung des Arztes oder
eine Ehrverletzung lasse
sich hieraus in der Regel
nicht herleiten (OLG Mün-
chen, Urteil v. 19.01.2006,
AZ: 8 U 4256/05).

Dr. Dirk Schulenburg,
Justitiar der 

Ärztekammer Nordrhein

Die Ständige Impfkom-
mission am Robert Koch-
Institut (STIKO) hat ihre
Impfempfehlungen aktuali-
siert und im Epidemiologi-
schen Bulletin 30/2006 veröf-
fentlicht. Die wichtigsten
Änderungen betreffen die
Impfungen gegen Pneumo-
kokken und Meningokok-
ken, die nun als Standard-
Impfung für alle Säuglinge
(Pneumokokken) bzw.Klein-
kinder bis zum vollendeten
zweiten Lebensjahr (Menin-
gokokken) empfohlen wer-
den. Diese Erreger sind die
häufigsten Ursachen für
schwer verlaufende bakte-
rielle Erkrankungen bei
Säuglingen und Kleinkin-
dern. Die Einführung einer
zusätzlichen Auffrischungs-
impfung gegen Keuchhus-

PNEUMOKOKKEN UND MENINGOKOKKEN

Zwei neue Standard-Impfungen
für Säuglinge und Kleinkinder

ten im Vorschulalter ist be-
reits Anfang des Jahres 2006
veröffentlicht worden. Der
große Masernausbruch in
Nordrhein-Westfalen im ers-
ten Halbjahr 2006, bei dem
vor allem ungeimpfte älte-
re Kinder und Jugendliche
erkrankten,zeigt,dass diese
Altersgruppe beim Impfen
nicht vergessen werden soll-
te.Die STIKO empfiehlt seit
Jahren generell, im Klein-
kindalter verpasste Impfun-
gen spätestens im Jugendli-
chenalter nachzuholen.

Die STIKO-Empfehlun-
gen (Epidemiologisches Bul-
letin 30/2006) sowie die Be-
gründungen  zu den beiden
neuen Standardimpfungen
(Ausgabe 31/2006) sind ab-
rufbar unter www.rki.de.
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INTEGRIERTE VERSORGUNG

Finanzverwaltung sieht 
Gewerbesteuerpflicht

grund des gewerblichen An-
teils (Abgabe von Arznei-
und Hilfsmitteln) zu einer ge-
werblichen Infizierung i.S.v.
§ 15 Abs.3 Nr.1 EStG der ge-
samten Tätigkeit der Ge-
meinschaftspraxis kommt.
Nach einer Kurzinformation
der Oberfinanzdirektion
Rheinland kommt es zu einer
gewerblichen Infizierung der
gesamten Tätigkeit der Ge-
meinschaftspraxen, sofern
die von der Rechtsprechung
aufgestellte Geringfügig-
keitsgrenze (1,25 Prozent)
überschritten ist.

Dr. Dirk Schulenburg,
Justitiar der 

Ärztekammer Nordrhein


